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Grundsätze zur Sicherung gut.er wissenschaftlicher Praxis an der 
Technischen Universität Braunschweig 
§ 1 
Leitprinzipien 
(1) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die an der Technischen Universität tätig sind, 
sind verpflichtet 
lege artis zu arbeiten, 
Resultate zu dokumentieren und alle Ergebnisse konsequent selbst anzuzweifeln, 
strikte Ehrlichkeit im Hinblick auf die Beiträge von Partnern, Konkurrenten und Vorgängern zu 
wahren. 
wissenschaftliches Fehlvemalten zu vermeiden und ihm vorzubeugen und 
die im Folgenden beschnebenen Regeln zu beachten. 
(2} Neben Maßnahmen zur Feststellung und Ahndung wissenschaftlichen Fehlverhaltens sol-
len geeignete Maßnahmen getroffen oder verstärkt werden, um wissenschaftliches Fehlverhalten 
nicht entstehen zu lassen. Der Hochschule als Stätte von Forschung, Lehre und Nachwuchsför-
derung kommt hierbei Institutionelle Verantwortung zu 
(3) Jede Leiterin oder Jeder Leiter einer wissenschaftlichen Einrichtung oder Arbeitsgruppe hat 
s,ch wissenschaftlich vorbildlich zu vematten Studierende und Nachwuchswissenschaftler müs-
sen im Interesse ihrer eigenen Zukunftsplanung auch selber wachsam gegenüber möglichem 
Fehlverhalten. 
(4) Die Fachbereiche sind aufgefordert, in der curricularen Ausblld1.mg ,wissenschaftliches 
Fehlverhalten" angemessen zu thematisieren und Studierende und Nachwuchswissenschaftler 
über die in der Technischen Universität Braunschweig geltenden Grundsätze zu unterrichten. 
§2 
Zusammenarbeit und Leitungsverantwortung in Arbeitsgruppen 
In Forschungsbereichen, in denen mehrere Personen an der Bearbeitung wissenschaftlicher Fra-
gestellungen zusammenwui<en, trägt die Leiterin oder der Leiter der Arbeitsgruppe (bzw. For-
schergruppe) die Verantwortung für eine angemessene Organisation, die sichert, dass die Auf-
gaben der Leitung, Aufsicht. Konfliktregelung und Qualitätssicherung eindeutig zugewiesen sind 
und ta1sächlich wahrgenommen werden. 
§3 
Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
Wer eine Arbeitsgruppe leitet, trägt Verantv,ortung dafür, dass für Graduierte, Promovenden und 
Studierende eine .angemessene Betreuung gesichert 1st. Fur jede oder Jeden von ihnen muss es 
in der Arbeitsgruppe eine primäre Bezugsperson geben, die ihr oder ihm auch die Grundsätze zur 
Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis an der Technischen Universität Braunschweig venmit-
teit. 
§4 
Leistungs- und Bewertungskriterien 
Originalität und Qualität haben als Leistungs- und Bewertungskriterien für Prüfungen, für die 
Verleihung akademischer Grade, Beförderungen. Einstellungen, Berufungen und Mittelzuweisun-
gen stets Vorrang vor Quantität Bei Bewerbungen soll grundsätzlich eine maximale Zahl für die 
als Leistungsnachweis vorzulegenden Veröffentlichungen festgelegt werden. 
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§5 
Sicherung und Aufbewahrung von Primärdaten 
Pnmärdaten als Grundlagen für VeroffenUichungen sind auf haltbaren und gesicherten Trägern in 
der lnstitutlon, in der sie entstanden sind. fü r zehn Jahre aufzubewahren. Wann immer möglich, 




Autorinnen und Autoren wissenschaftlicher Veröffentlichungen tragen die Verantwortung für de-
ren Inhalt stets gemeinsam. Eme sogenannte .Ehrenautorschaft" Ist ausgeschlossen. 
§ 7 
Wissenschaftliches Fehlverhalten 
(1) Wissenschattliches Fehlverhalten liegt vor, wenn in einem wissenschaftserheblichen Zu-
sammenhang bewusst oder grob fahrlässig Falschangaben gemacht werden, geistiges Eigentum 
anderer verletzt oder sonstwie deren Forschungstatigke1t beeinträchtigt wird, Insbesondere durch 
a) Falschangaben wie 
das Erfinden von Daten, 
das Verfälschen von Daten, z B, durch Auswählen und Zurückweisen unerwünschter 
Ergebnisse, ohne diese offenzulegen, oder durch Manipulation einer Darstellung oder 
Abbildung, 
unrichtige Angaben in einem Bewerbungsschreiben oder einem Förderantrag (ein-
schließlich Falschangaben zum Publikationsorgan und zu tn Druck befindlichen Veröf-
fentlichungen}, 
b) die Verletzung geistigen Eigentums m Bezug auf etn von einem anderen geschaffenes ur-
heberrechtllch geschütztes Werk oder von anderen stammende wesentliche wissenschaft-
liche Erkenntnisse. Hypothesen, Lehren oder Forschungsansätze wie 
die unbefugte Verwertung unter Anmaßung der Autorschaft (Plag.iat), 
die Ausbeutung von Forschungsansätzen und Ideen, insbesondere als Gutachter (Ide-
endiebstahl), 
die Anmaßung oder unbegründete Annahme wissenschaftlicher Autor- oder Mit-
autorschaft. 
die Verfälschung des Inhalts, 
die unbefugte Veröffentlichung und das unbefugte Zugänglichmachen gegenüber Drit-
ten, solange das Werk. die Erkenntnis, die Hypothese, die Lehre oder der Forschungs-
ansatz noch nicht veröffentlicht sind, oder 
c) die Inanspruchnahme der (Mit-)Autorenschaft eines anderen ohne dessen Einverständnis, 
d) die Sabotage von Forschungstä tigkeii, einschließlich des Beschädigens, Zerstörens oder 
Manipulierens von Versuchsanordnungen. Geräten, Unterlagen, Hardware, Software, Chemikali-
en oder sonstiger Sachen, die ein anderer zur Durchführung eines Experiments benötigt, sowie 
e) die Beseitigung von Primärdaten, sofern damit gegen gesetzliche Bestimmungen oder dis-
ziplinbezogen anerkannte Grundsätze wissenschaftlicher Arbei t verstoßen wird. 
(2) Wissenschaftliches Fehlverhalten besteht auch in einem Verhalten. aus dem sich eine Mit-
verantwortung für das Fehlverhalten anderer ergibt. insbesondere durch aktive Beteiligung, Mit-
wissen um Fälschungen, Mitautorschaft an fälschungsbehafteten Veröffentlichungen oder grobe 
Vernachlässigung der Aufsichtspftichl 
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§8 
Verfolgung wissens·chaftlichen Fehlverhaltens 
(1) Die Technische Universität Braunschweig wird jedem konkreten Verdacht auf wissen-
schaftliches Fehlvemalien In der Un,versitat nachgehen. Zu diesem Zweck setzt der Senat eine 
ständige Untersuchungskommission ein, die den Sachverhalt von Amts wegen aufklärt. Stellt sie 
ein wissenschaftliches Fehlverhalten fest, trifft der Präsident im Rahmen der zu Gebote stehen-
den Möglichkeiten die dem Einzelfall angemessenen Maßnahmen. 
(2) Das Verfahren vor der Untersuchungskommission ersetzt nicht andere, gesetzlich oder 
satzungsrechtllch geregelle Verfahren (z. 8 . akademische Verfahren, arbelts- oder beamten-
rechtliche Verfahren. Zivil- oder Strafverfahren) Diese werden ggf. von den jeweils zuständigen 
Organen eingeleitet. 
(3} Die Fachbereiche haben bei festgestel1tem Fehlverhalten in Zusammenarbeit mit dem Prä-
sidenten zu prüfen, ob und inwieweit andere Wissenschaftler (frühere und mögliche Kooperati-
onspartner, Koautoren). wissenschaftliche Einrichtungen, wissenschaftliche Zeitschriften und 
Vertage (bei Publikationen), Fi:>rdereinnchtuingen und Wissenschaftsorganisationen, Standesor-
ganisationen, Ministenen und Öffentlichkeit benachrichtigt werden sollen oder müssen. 
§9 
Vertrauenspersonen 
Zu Vertrauenspersonen und Ansprechpartnern. an die sich die WissenschafUerinnen und Wis-
senschaftler der Technischen Umvers,lät Braunschweig In Konfliktfällen wie auch In Fragen ver-
muteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens wenden können, bestellt der Präsident zwei auf Le-
benszeit verbeamtete Professorinnen oder Proiessoren der Universität Die Bestellung erfolgt für 
drei Jahre mit der Möglichkeit einmaliger Wiederbestellung 
§ 10 
Untersuchungskommission 
Die Untersuchungskommission besteht aus vier Mitgliedern der Professorengruppe, einem Mit-
glied der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter und einer Person der Hochschulverwaltung, 
die die Befähigung zum Richteramt besitzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre mit der 
Möglichkeit einer Wiederbestellung. Die Untersuchungskommission wählt eines ihrer Mitglieder 
zum oder zur Vorsitzenden Die beiden Vertr.tuenspersonen gehören der Untersuchungskom-
mission mit beratender Stimme an. Die Untersuchungskommission kann weitere Personen, die 
auf dem Gebiet eines zu beurteilenden wissenschaillichen Sachverhalts besondere Sachkunde 
besitzen oder Erfahrungen 1m Umgang mit einschlägigen Verfahren haben, als Mitglieder mit 
beratender Stimme hinzuziehen. 
§ 11 
Allgemeine Verfahrensvorschriften 
(1) Die Untersuchungskommission lagt nich!öiienUich. 
(2) Beschlüsse der Uniersuchungskommm1ssion werden mit einfacher Mehrheit gefasst 
(3) Die Untersuchungskommission ist berechtigt, alle der Aufklärung des Sachverhalts dienli-
chen Schritte zu unternehmen Hierzu kann sie alle ertorderiichen Informationen und Stellung-
nahmen einholen und im Einzelfall auch die hauptamtl iche Frauenbeauftragte, Fachgutachterin-
nen oder Fachgutachter aus dem betroffenen Wissenschaftsbereich hinzuziehen. 
(4) Der oder dem Betroffenen sind die belastenden Tatsachen und ggf. Beweismittel zur 
Kenntnis z.u geben. 
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(5) Sowohl der oder dem Betroffenen als auch der Informantin oder dem Informanten ist Gele-
genheit zur mündlichen Äußerung zu geben. 
(6) Ist die Identität der Informantin oder des Informanten der oder dem Betroffenen nicht be-
kannt, so ist ihr oder Ihm diese ofien zu legen. wenn diese lnformatlon für die sachgerechte Ver-
teidigung der oder des Betroffenen, insbesondere weil der Glaubwürdigkeit der Informantin oder 
des Informanten für die Feststellung des Fehlverhaltens wesentliche Bedeutung zukommen. not-
wendig erscheint. 
(7) Die Untersuchungskommission trifft ihre Entscheidungen unter Berücksichtigung des er-
mittelten Sachverhalts und der erhobenen Beweise nach freier Überzeugung. 
§ 12 
Vorprüfungsveriahren 
(1) Sobald die Untersuchungskommission von konkreten Verdachtsmomenten fOr wissen-
schaftliches Fehlverhalten erfährt, gibt s1e der oder dem Betroffenen Gelegenheit. binnen zwei 
Wochen zu dem Verdacht Stellung zu nehmen. Die belastenden und entlastenden Tatsachen 
und Beweismittel sind schriftlich zu dokumentieren. 
(2) Nach Elngang der Stellungnahme des oder der Betroffenen bzw. nach Verstreichen der 
Frist trifft die Untersuchungskommission Innerhalb von zwei Wochen die Entscheidung darüber, 
ob das Vorprüfungsverfahren - unter Mitteilung der Gründe an Betroffene und Informanten oder 
Informantinnen - zu beenden ist, weil sich d:er Verdacht nicht hinreichend bestätigt, oder ob eine 
Überleitung In das förmliche Untersuchungsverfahren zu erfolgen hat. 
§ 13 
Förmliche Untersuchung 
(1) Die Eröffnung des förmlichen Untersuchungsverfahrens wird dem Präsidenten vom Vorsit· 
zenden der Untersuchungskommission mitgeteilt. 
(2) Die Untersuchungskomm,sslcn errmtt.elt von Amts wegen den Sachverhalt. Dazu kann sie 
von allen Hochschulm1tgliedern und sonstigen Beteiligten Stellungnahmen einholen und diese zur 
mündlichen Erörterung laden: der oder dem Betroffenen 1st Gelegenheit zur Anwesenheit bei der 
mündlichen Erörterung zu geben. 
(3) Hält die Untersuchungskommission e in Fehlverhalten für nicht erwiesen. wird das Verfah-
ren eingestellt. Hält die Untersuchungskommission ein Fehlverhalten für erwiesen, legt sie das 
Ergebnis ihrer Untersuchung dem Präsidenten mit einem Vorschlag zum weiteren Verfahren, 
auch in Bezug auf die Wahrung der Rechte anderer. zur Entscheidung und weiteren Veranlas-
sung vor. 
(4) Die wesentlichen Gründe, die zur Einste llung des Verfahrens oder zur Weiterleitung an den 
Präsidenten geführt haben, sind den Betrottenen und den informierenden unverzüglich schtiftlich 
mitzuteilen. 
(5) Am Ende eines förmlichen Untersuchungsverfahrens identifiziert die Vertrauensperson alle 
diejenigen Personen, die in den Fall involviert sind (waren). Sie berät diejenigen Personen, die 
unverschuldet in Vorgänge wissenschaftlichen Fehlverhaltens verwickelt wurden. in Bezug auf 
eine Absicherung ihrer persönlichen und wi ssenschaftlichen Integrität. 
§ 14 
In-Kraft-Treten 
Diese Grundsätze \reten am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Amtli· 
chen Verkündungsblatt der Technischen Universität Brausnchweig in Kraft 
